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fungswert zu Lasten und der vom abnehmenden Insti­
tut gemäß schriftlicher Bestätigung anerkannte Ver­
schleiß zugunsten des Grundmittelfonds zu buchen.

(3) In den abnehmenden Instituten sind bei Umset­
zungen der ursprüngliche Bruttowert bzw. Wieder­
beschaffungswert zugunsten und der anerkannte Ver­
schleiß zu Lasten des Grundmittelfonds zu buchen.

(4) In den Fällen, in denen im Zusammenhang mit 
Reparaturen durch Modernisierung der Wert eines 
Grundmittels wesentlich erhöht wird, sind der Brutto­
wert und der Nettowert entsprechend zu erhöhen.

(5) Die aus dem Prämienfonds sowie aus sonstigen 
Fonds finanzierten Grundmittel sind ebenfalls im 
Grundmittelbereich zu aktivieren.

§57
(1) Die Abschreibungen der Grundmittel sind gemäß 

„Verzeichnis der Abschreibungssätze für Grundmittel“ 
bzw. festgelegten Sonderabschreibungssätzen für die 
einzelnen Inventarobjekte unter Berücksichtigung der 
Schichtauslastung zu berechnen.

(2) Abschreibungen sind zeitproportional zu berech­
nen, sofern nicht leistungsabhängige Abschreibungen 
angeordnet werden.

(3) Abschreibungsbasis ist der Bruttowert der In­
ventarobjekte; Grundmittel sind bis zur Höhe des 
Bruttowertes der Inventarobjekte abzuschreiben.

(4) Die Abschreibung beginnt mit dem ersten Tag 
des auf die Aktivierung des Grundmittels im Grund­
mittelbereich folgenden Monats. Bei allen Abgängen 
von Grundmitteln endet die Abschreibung mit dem 
Ende des Monats, in dem die Ausbuchung erfolgt.

(5) Die Vertragswerte sowie die Rechnungsbeträge 
der Liefer- bzw. Leistungseinheiten für Investitionen 
können auf volle Beträge der Mark der Deutschen De­
mokratischen Republik gerundet werden. Das gleiche 
gilt für die Abschreibungen der Inventarobjekte.

(6) Bei Ausscheiden von Grundmitteln durch Ver­
kauf, Verschrottung, Abbruch, Umsetzung, Schadens­
fall u. ä. entstehende Verluste sind in die Kosten zu 
übernehmen. Ist beim Ausscheiden von Grundmitteln 
der Erlös höher als der Nettowert, ist die Differenz 
entsprechend den Rechtsvorschriften auszuweisen.

(7) Fremdanlagenerweiterungen sind innerhalb der 
Laufzeit der abgeschlossenen Miet-, Pacht- oder Nut­
zungsverträge bzw. der Vereinbarungen über Fremdan­
lagenerweiterungen abzuschreiben. Soweit für Fremd­
anlagenerweiterungen zeitlich nicht begrenzte oder 
langfristige Miet-, Pacht- oder Nutzungsverträge bzw. 
Vereinbarungen bestehen, ist die Abschreibung auf 
höchstens 10 Jahre zu befristen. Wird das Vertrags­
verhältnis vor Ablauf der für die Abschreibung zu­
grunde gelegten Frist aufgehoben, ist der Restbuch­
wert in die Kosten zu übernehmen.

§58

(1) Die Abschreibung der Erstausstattung hat jeweils 
ab 1. Januar des auf die Aktivierung folgenden Jah­
res zu beginnen.

(2) Diese Werte sind jährlich mit 20 % abzuschreiben, 
soweit die Zentralstellen der Kreditinstitute nach Be­
stätigung des Antrages durch das Ministerium der Fi­
nanzen keine anderen Abschreibungssätze festlegen.

*

(3) Ersatz- und Ergänzungsanschaffungen von derar­
tigen Arbeitsmitteln werden aus den Kosten finanziert.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Ausstat­
tungsgesamtheiten.

§59
(1) Im Zusammenhang mit Investitionen durchge­

führte Provisorien bzw. Behelfseinrichtungen sind ent­
sprechend der Nutzung, längstens jedoch innerhalb von 
5 Jahren, abzuschreiben.

(2) Die Ausbuchung der Aufwendungen für verlo­
rengegangene Projektierung und für eingestellte Inve­
stitionsvorhaben hat zu Lasten der Kosten zu erfolgen.

II.
Bewertung der finanziellen Umlaufmittel

§60

Bare Mittel, Schecks und Wertbestände (wie Zins­
scheine und geloste Wertpapiere, Bestände an Wert­
marken, Postwertzeichen, Wertkarten für Absender­
freistempler) sind in ihrer tatsächlichen Bestandshöhe 
in Mark der Deutschen Demokratischen Republik, in 
den entsprechenden Landeswährungen (Sorten) und ge­
gebenenfalls in Valuta-Mark zu erfassen. Sonderfälle 
der Bewertung werden in den Richtlinien gemäß § 76 
festgelegt.

§61
(1) Forderungen und Verbindlichkeiten sind in Höhe 

des Rechnungsbetrages oder des Nominalwertes bzw. 
auf der Grundlage und in Höhe vorliegender Abrech­
nungen zu erfassen. Das gilt auch für zweifelhafte und 
strittige Forderungen und Verbindlichkeiten.

(2) Zweifelhafte Forderungen gemäß § 44 Abs. 3 sind 
kostenwirksam auszubuchen. Das Ausbuchen einer For­
derung bedeutet nicht den Verzicht auf diese Forde­
rung. Zu diesem Zweck müssen die ausgebuchten For­
derungen statistisch geführt, laufend überwacht und in 
einer Summe unter dem Bilanzstrich ausgewiesen wer­
den.

(3) Forderungen, die wegen Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners ausgebucht wurden, sind einzuziehen, sobald 
die Zahlungsfähigkeit wiederhergestellt worden ist.

(4) Die Verjährung von Ansprüchen bzw. Forde­
rungen ist durch geeignete Maßnahmen zu verhindern.

§62
Uneinbringliche Forderungen sind kostenwirksam 

auszubuchen, soweit bestehende Rechtsvorschriften 
keine andere Regelung vorsehen.

§63
Verjährte Verbindlichkeiten gemäß § 44 Abs. 6 sind 

ergebniswirksam auszubuchen.

§64

Verluste an materiellen und finanziellen Mitteln sind 
grundsätzlich als Kosten zu erfassen. Ausbuchungen 
gegen finanzielle Fonds sind nicht zulässig, soweit in 
anderen Rechtsvorschriften Ausnahmen nicht ausdrück­
lich festgelegt sind. Bestimmungen über die Haftung 
werden hierdurch nicht berührt.


